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Mit unserem heutigen Rundschreiben möchten wir Sie über folgende Themen informieren: 
 
 

1. Zertifizierung elektronischer Kassen 
 
Nach einer bundesgesetzlichen Regelung müssen elektronische Aufzeichnungssysteme (elektronische 
oder computergestützte Kassensysteme oder Registrierkassen) grundsätzlich ab dem 1.1.2020 mit einer 
zertifizierten technischen Sicherheitseinrichtung ausgestattet sein. Da eine solche jedoch nicht rechtzei-
tig am Markt verfügbar war, hat die Finanzverwaltung eine sog. Nichtangriffsregelung beschlossen. 
Nach dieser wird Unternehmern eine Übergangsfrist bis zum 30.9.2020 für die Umrüstung bzw. An-
schaffung elektronischer Kassen mit einer zertifizierten technischen Sicherheitseinrichtung eingeräumt. 
Eine Fristverlängerung gilt ebenfalls für die Mitteilung an das Finanzamt, dass Kassen mit derartigen 
zertifizierten technischen Sicherheitseinrichtungen eingesetzt werden. Diese Meldung soll erst erfolgen 
müssen, wenn ein elektronisches Meldeverfahren verfügbar ist. Der Zeitpunkt hierfür wird noch geson-
dert bekannt gegeben. 
 
Hinweis: Wurde die Kasse nach dem 25.11.2010 und vor dem 1.1.2020 angeschafft und kann sie auf-
grund ihrer Bauart nicht mit einer zertifizierten technischen Sicherheitseinrichtung nachgerüstet wer-
den, darf sie bis zum 31.12.2022 weiterverwendet werden, sofern sie den bisherigen Anforderungen der 
Finanzverwaltung an elektronische Kassen entspricht. 
 
2. Bürokratieentlastung beschlossen 
 
Am 8.11.2019 hat der Bundesrat das sog. Dritte Bürokratieentlastungsgesetz verabschiedet. Mit dem 
neuen Gesetz wird u. a. eine elektronische Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung eingeführt. Ein elektro-
nisches Meldeverfahren soll ab dem 1.1.2022 die Einreichung des Krankenscheins ersetzen. Künftig 
sollen Krankenkassen den Arbeitgeber auf Abruf elektronisch über Beginn und Dauer der Arbeitsunfä-
higkeit seines gesetzlich versicherten Arbeitnehmers informieren. 
Vorgesehen sind ferner Erleichterungen bei der Archivierung elektronisch gespeicherter Steuerun-
terlagen. Für Unternehmen entfällt die Pflicht, bei einem Wechsel der Steuersoftware zehn Jahre lang 
die alten Datenverarbeitungsprogramme in Betrieb zu halten. Diese dürfen künftig fünf Jahre nach dem 
Wechsel abgeschafft werden, wenn ein Datenträger mit den gespeicherten Steuerunterlagen vorhanden 
ist. Die Regel gilt bereits für aufzeichnungs- und aufbewahrungspflichtige Daten, deren Aufbewah-
rungsfrist bis zum 1.1.2020 noch nicht abgelaufen ist. 
 
Daneben sind u. a. die folgenden Maßnahmen vorgesehen: 
Anhebung der umsatzsteuerlichen Kleinunternehmergrenze: Künftig kann man bei der Umsatzsteuer 
zur Kleinunternehmerregelung optieren, wenn der Umsatz im vergangenen Kalenderjahr die Grenze 
von 22.000 € (bisher 17.500 €) nicht überstiegen hat und – wie bisher – 50.000 € im laufenden Kalen-
derjahr voraussichtlich nicht übersteigen wird. 
 
Hinweis: Die Regelung gilt ab dem 1.1.2020 und wirkt sich bereits auf das Jahr 2019 aus, da die Klein-
unternehmergrenze auf den Vorjahresumsatz abstellt. 
 
Befristete Abschaffung der Verpflichtung zur monatlichen Abgabe der Umsatzsteuer-Voranmeldung 
für Neugründer: Umsatzsteuer-Voranmeldungen sind grundsätzlich vierteljährlich abzugeben, soweit  
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die Umsatzsteuer im vorangegangenen Kalenderjahr nicht mehr als 7.500 € betragen hat. Neugründer 
haben, unabhängig vom Umfang der Tätigkeit im Jahr der Gründung des Unternehmens und im darauf-
folgenden Kalenderjahr, Voranmeldungen monatlich abzugeben. Diese Verpflichtung wird für sechs 
Besteuerungszeiträume vom 1.1.2021 bis zum 31.12.2026 ausgesetzt. In dieser Zeit reicht eine viertel-
jährliche Abgabe aus. 
Anhebung der lohnsteuerlichen Pauschalierungsgrenze von 62 € auf 100 € für Beiträge zu einer 
Gruppenunfallversicherung: Bisher konnte der Arbeitgeber die Beiträge für eine Gruppenunfallversi-
cherung mit einem Pauschsteuersatz von 20 % erheben, wenn der steuerliche Durchschnittsbetrag ohne 
Versicherungssteuer 62 € im Kalenderjahr nicht überschritten hat. Mit der Neuregelung wird der Betrag 
ab 2020 auf 100 € angehoben. 
 
Erhöhung der Steuerbefreiung für betriebliche Gesundheitsförderung: Der steuerfreie Höchstbetrag 
für zusätzlich zum Arbeitslohn erbrachte Leistungen des Arbeitgebers zur betrieblichen Gesundheits-
förderung der Mitarbeiter wird ab 2020 von 500 € auf 600 € angehoben. 
 
Anhebung der Arbeitslohngrenze zur Lohnsteuerpauschalierung bei kurzfristiger Beschäftigung: 
Die Grenze zur möglichen Pauschalierung der Lohnsteuer für Teilzeit- und geringfügig Beschäftigte 
mit 25 % des Arbeitslohns wird von einem durchschnittlichen Arbeitslohn je Arbeitstag von 72 € auf 
120 € angehoben. Zudem wird der pauschalierungsfähige durchschnittliche Stundenlohn von 12 € auf 
15 € erhöht. Beide Regelungen gelten ab 2020. 
 
Pauschalierung der Lohnsteuer für beschränkt steuerpflichtige Arbeitnehmer: Arbeitgebern wird die 
Möglichkeit eingeräumt, die Lohnsteuer für Bezüge von kurzfristigen, im Inland ausgeübten Tätigkei-
ten beschränkt steuerpflichtiger Arbeitnehmer, die einer ausländischen Betriebsstätte des Arbeitgebers 
zugeordnet sind, unter Verzicht auf den Abruf von elektronischen Lohnsteuerabzugsmerkmalen mit 
einem Pauschsteuersatz von 30 % des Arbeitslohns zu erheben. Die Änderung ist ab 2020 anzuwenden. 
 
Wegfall der Anmeldepflicht zur Unfallversicherung für Unternehmer, die eine Gewerbeanzeige er-
stattet haben: Unternehmensgründer müssen sich innerhalb einer Woche nach der Gründung beim zu-
ständigen Träger der gesetzlichen Unfallversicherung (Berufsgenossenschaft) anmelden und bestimmte 
Daten mitteilen. Gleichzeitig besteht eine Anzeigepflicht bei den zuständigen Gewerbeämtern. Durch 
eine Änderung der Gewerbeanzeigeverordnung wird künftig sichergestellt, dass die von den Gewerbe-
ämtern erhobenen Daten auch die für eine Anmeldung zur Unfallversicherung notwendigen Angaben 
umfassen. Sofern eine Gewerbeanzeige erfolgt, ist eine gesonderte Anmeldung der Unternehmer zur 
Unfallversicherung damit entbehrlich. Die Regelung tritt am 1.7.2020 in Kraft. 
 
Bürokratieabbau für Bescheinigungs- und Informationspflichten des Anbieters von Altersvorsorge-
verträgen gegenüber dem Steuerpflichtigen: Bisher hatten Anbieter von Altersvorsorgeverträgen in 
bestimmten Fällen, wie z. B. beim erstmaligen Bezug von Leistungen aus Altersvorsorgeverträgen, 
nach Ablauf des Kalenderjahres dem Steuerpflichtigen nach amtlich vorgeschriebenem Muster den Be-
trag der im abgelaufenen Kalenderjahr zugeflossenen Leistungen mitzuteilen. Ab 2020 kann die Mit-
teilung elektronisch bereitgestellt werden, wenn der Steuerpflichtige damit einverstanden ist. 
 
3. Gehaltsumwandlung ohne verbindlichen Anspruch nicht steuerschädlich 
 
Der Bundesfinanzhof (BFH) hat entschieden, dass ein arbeitsvertraglich vereinbarter Lohnformenwech-
sel (sog. Gehaltsumwandlung) entgegen der Auffassung der Finanzverwaltung nicht begünstigungs-
schädlich ist. Arbeitgeber und Arbeitnehmer können den Arbeitslohn vielmehr für künftige Lohnzah-
lungszeiträume herabsetzen und diese Minderung durch verwendungsgebundene Zusatzleistungen steu-
erbegünstigt ausgleichen („Mehr Netto vom Brutto“). Entscheidend für die lohnsteuerliche Begünsti-
gung ist, dass der Zuschuss verwendungs- bzw. zweckgebunden zusätzlich zum ohnehin geschuldeten 
Arbeitslohn geleistet wird. 
 
Hintergrund: Für bestimmte Zuschüsse des Arbeitgebers, die zusätzlich zum ohnehin geschuldeten 
Arbeitslohn geleistet werden (z. B. Mahlzeitengestellung, Zuschüsse zu den Aufwendungen für Fahrten  
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zwischen Wohnung und Arbeitsstätte, Zuschüsse für die Internetnutzung) kann die Lohnsteuer mit ei-
nem niedrigen Pauschalsteuersatz berechnet werden. In bestimmten Fällen bleibt der Zuschuss sogar 
steuerfrei. 
 
Sachverhalt: Der Kläger war Einzelunternehmer und einigte sich zum 1.7.2011 mit mehreren Arbeit-
nehmern auf eine Änderung der Arbeitsverträge: Das bisherige Gehalt wurde von 2.500 € um 250 € auf 
2.250 € herabgesetzt. Für künftige Lohnerhöhungen, Abfindungsansprüche etc. sollte der bisherige Ar-
beitslohn von 2.500 € als sog. Schattenlohn und damit als Bemessungsgrundlage fortgeführt werden. 
Anschließend vereinbarte der Kläger mit seinen Arbeitnehmern einen Zuschuss für Fahrten zwischen 
Wohnung und Arbeitsstätte sowie für die Internetnutzung. Diese Zuschüsse sollten nicht freiwillig ge-
zahlt werden. Der Kläger pauschalierte die Lohnsteuer auf die Zuschüsse mit 15 % (Fahrten zwischen 
Wohnung und Arbeitsstätte) und 25 % (Internetnutzung). Ab dem 1.1.2014 wurde vereinbart, dass die 
Zuschüsse nicht mehr freiwillig gezahlt werden. Das Finanzamt erkannte die Pauschalierung der Lohn-
steuer nicht an, weil es von einer schädlichen Gehaltsumwandlung ausging. 
 
Entscheidung: Der BFH gab der hiergegen gerichteten Klage statt: 
 Ein Zuschuss wird dann zusätzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn gezahlt, wenn er verwen-

dungs- bzw. zweckgebunden geleistet wird, also für den im Gesetz genannten Zweck, z. B. für die 
Fahrten zwischen Wohnung und Arbeitsstätte oder für die Internetnutzung. 

 Es kommt entgegen der bisherigen Rechtsprechung nicht mehr darauf an, ob der Arbeitnehmer auf 
den Zuschuss arbeitsrechtlich einen Anspruch hat. Der Zuschuss ist, wenn er für den im Gesetz genann-
ten Zweck und damit verwendungs- bzw. zweckgebunden gezahlt wird, auch dann lohnsteuerlich be-
günstigt, wenn der Arbeitnehmer einen Anspruch darauf hat. 

 Im Streitfall war es daher steuerlich unbeachtlich, dass der Kläger und seine Arbeitnehmer zunächst 
den Arbeitslohn um 250 € herabgesetzt und anschließend einen Zuschuss in dieser Höhe für die vom 
Gesetzgeber begünstigten Zwecke (Fahrten zwischen Wohnung und Arbeitsstätte und Internetnutzung) 
vereinbart haben. Denn die gesetzliche Begünstigung dieser Zuschüsse dient der Verwaltungsvereinfa-
chung und der Förderung der genannten Zwecke. 

 Mit der Vereinbarung über die Zahlung der Zuschüsse in Höhe von 250 € traten sie zusätzlich zum 
ohnehin in Höhe von 2.250 € gezahlten Lohn hinzu. Unerheblich ist, dass der Kläger ursprünglich 
2.500 € geschuldet hatte. 

 Unschädlich ist auch, dass der bisherige Lohn als sog. Schattenlohn für weitere Lohnansprüche fortge-
führt wurde. Ein Gestaltungsmissbrauch liegt nicht vor. 

 
Hinweise: Der BFH hält an seiner bisherigen Rechtsprechung nicht mehr fest, wonach der Zuschuss nur 
dann lohnsteuerlich begünstigt ist, wenn er freiwillig gezahlt wird. Zugleich widerspricht der BFH der 
Finanzverwaltung, die in Gehaltsumwandlungen steuerlich schädliche Gestaltungen sieht, für die weder 
eine Lohnsteuerpauschalierung noch eine Steuerbefreiung gewährt wird. 
Zu beachten ist, dass nicht jeder Zuschuss des Arbeitgebers lohnsteuerlich begünstigt ist. Vielmehr 
werden nur Zuschüsse für bestimmte Zwecke begünstigt, z. B. für arbeitstägliche Mahlzeiten oder zur 
Förderung der Gesundheit der Mitarbeiter. Letztere sind unter bestimmten Voraussetzungen sogar bis 
zu einem Betrag von 500 € pro Jahr pro Mitarbeiter steuerfrei. 
 
4. Reform der Grundsteuer tritt in Kraft 
 
Der Bundesrat hat Anfang November 2019 die Reform der Grundsteuer beschlossen. Damit kann das 
Gesetzespaket aus Grundgesetzänderung sowie Änderung des Grundsteuer- und Bewertungsrechts in 
Kraft treten: Ab 2025 erheben die Bundesländer die Grundsteuer dann nach den neuen Regeln. 
  
Hinweise: Was dies nun konkret bedeutet, lässt sich zum jetzigen Zeitpunkt noch nicht sagen, da die 
künftigen Hebesätze der Gemeinden eine große Rolle bei der Bemessung der Grundsteuer spielen wer-
den. 
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5. Soli wird weitgehend abgeschafft 
 
Mitte November hat der Bundestag die teilweise Abschaffung des Solidaritätszuschlags ab 2021 be-
schlossen. Damit wird der „Soli“ für einen Großteil der bisherigen Zahler wegfallen.  
 
6. Jahressteuergesetz 2019 beschlossen 
 
Ebenfalls im November beschlossen hat der Bundestag das sog. Jahressteuergesetz 2019. Das Vorhaben 
enthält u. a. Maßnahmen zur Förderung einer umweltfreundlichen Mobilität. Nun muss noch der Bun-
desrat zustimmen, damit die folgenden Regelungen in Kraft treten können: 
 
Die Halbierung der Bemessungsgrundlage bei der Dienstwagenbesteuerung bei der privaten Nutzung 
eines betrieblichen Elektro- oder extern aufladbaren Hybridelektrofahrzeugs wird bis Ende 2030 ver-
längert. Allerdings werden die Anforderungen an die Reichweite, die das Fahrzeug rein elektrisch zu-
rücklegen kann, zeitlich gestaffelt erhöht. Zusätzlich soll bei der Bewertung der Entnahme für Kraft-
fahrzeuge, die keine CO2-Emissionen haben und deren Bruttolistenpreis nicht über 40.000 € liegt, le-
diglich ein Viertel der Bemessungsgrundlage berücksichtigt werden. Die Regelung soll bereits für 
Kraftfahrzeuge gelten, die im Jahr 2019 angeschafft wurden. 
Ebenfalls bis Ende 2030 verlängert wird die Steuerbefreiung für vom Arbeitgeber gewährte Vorteile 
für das elektrische Aufladen eines Elektrofahrzeugs oder Hybridelektrofahrzeugs im Betrieb des Ar-
beitgebers oder eines verbundenen Unternehmens und für die zeitweise zur privaten Nutzung überlas-
sene betriebliche Ladevorrichtung. 
 
Neu eingeführt wird eine neue Sonderabschreibung für Elektronutzfahrzeuge i. H. von 50 % im Jahr 
der Anschaffung – zusätzlich zur regulären Abschreibung. Von der Regelung sind auch E-Lastenfahr-
räder umfasst. Die Regelung wird von 2020 bis Ende 2030 befristet. 
Anstelle der im Jahr 2019 eingeführten Steuerbefreiung von Jobtickets, die der Arbeitgeber zusätzlich 
zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn (und unter Anrechnung auf die Entfernungspauschale) seinen 
Arbeitnehmern stellt, kann er ab 2020 die Lohnsteuer mit einem Pauschalsteuersatz von 25 % erheben. 
Für diese pauschal besteuerten Bezüge entfällt im Gegenzug die Anrechnung auf die Entfernungspau-
schale. 
Die ebenfalls seit 2019 geltende Steuerbefreiung von Diensträdern, die verkehrsrechtlich keine Kfz 
sind und die zusätzlich zum Arbeitslohn gestellt werden, wird bis Ende 2030 verlängert. Zudem erhalten 
Arbeitgeber die Möglichkeit, den geldwerten Vorteil aus der unentgeltlichen oder verbilligten Übereig-
nung von betrieblichen Fahrrädern an den Arbeitnehmer ab 2020 pauschal mit 25 % Lohnsteuer zu 
besteuern. 
 
7. Weitere Änderungen durch das sog. Jahressteuergesetz 2019 
 

Die Verpflegungspauschalen für auswärtige Tätigkeiten werden ab dem Veranlagungszeitraum (VZ) 
2020 heraufgesetzt. Für Tage mit mehr als acht Stunden Abwesenheit sowie für An- und Abreisetage 
steigt die Pauschale von 12 € auf 14 €, für Reisetage mit ganztägiger Abwesenheit von 24 € auf 28 €. 
In dieser Höhe kann Verpflegungsmehraufwand vom Arbeitgeber steuerfrei ersetzt bzw. durch den Ar-
beitnehmer in der Steuererklärung als Werbungskosten geltend gemacht werden. 
 
Für Berufskraftfahrer wird ab dem VZ 2020 ein neuer Pauschbetrag in Höhe von 8 € pro Kalendertag 
für Mehraufwendungen eingeführt, die bei einer mehrtägigen beruflichen Tätigkeit im Zusammenhang 
mit einer Übernachtung im Fahrzeug des Arbeitgebers entstehen. Der Nachweis höherer tatsächlicher 
Kosten bleibt möglich. 
 
Sachbezüge in Form von Gutscheinen und Geldkarten können Arbeitgeber ihren Angestellten weiter-
hin bis maximal 44 € im Monat steuerfrei gewähren. Voraussetzung dafür ist allerdings, dass diese Zu-
wendungen zusätzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn gewährt werden, ausschließlich zum Be- 
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zug von Waren oder Dienstleistungen berechtigen und dass die Karten keine Barauszahlungs- oder 
Wandlungsfunktion in Geld haben. Als Geldleistung und nicht als Sachbezug zu behandeln sind damit 
ab 2020 Geldkarten, die über eine Barauszahlungsfunktion oder über eine eigene IBAN verfügen, die 
für Überweisungen (z. B. PayPal) oder für den Erwerb von Devisen (z. B. Pfund, US-Dollar, Franken) 
verwendet sowie als generelles Zahlungsinstrument hinterlegt werden können. 
 
Mitarbeiter, die von ihrem Arbeitgeber eine Wohnung gestellt bekommen, müssen künftig den steuer-
lichen Vorteil der verbilligten Überlassung unter Umständen nicht mehr versteuern. Die Überlassung 
gilt ab 2020 nicht mehr als steuerpflichtiger Sachbezug, wenn die verbilligte Miete mindestens zwei 
Drittel der ortsüblichen Vergleichsmiete beträgt. Zudem darf die zu zahlende Miete die Grenze von 
25 €/Quadratmeter (kalt) nicht übersteigen. 
 

8. Umsetzung des Klimaschutzprogramms 2030 
 
Zudem hat der Bundestag das „Gesetz zur Umsetzung des Klimaschutzprogramms 2030 im Steuer-
recht“ beschlossen. 
 
Die wesentlichen Regelungen: 
 
Förderung energetischer Gebäudesanierung: Energetische Sanierungsmaßnahmen an selbstgenutztem 
Wohneigentum sollen für die Zeit vom 1.1.2020 bis zum 31.12.2029 durch einen Abzug von 20 % der 
Aufwendungen von der Steuerschuld gefördert werden. Diese wird verteilt auf 3 Jahre: je 7 % im ersten 
und zweiten Jahr und 6 % im dritten Jahr. Der Förderhöchstbetrag beträgt maximal 40.000 € je Objekt, 
sodass Sanierungsmaßnahmen in Höhe von 200.000 € je begünstigtem Objekt förderungsfähig sind. 
Förderfähig sind Einzelmaßnahmen wie z. B. die Wärmedämmung von Wänden und Dächern, die Er-
neuerung der Fenster oder Außentüren sowie die Erneuerung beziehungsweise der Einbau einer Lüf-
tungsanlage und die Optimierung bestehender Heizungsanlagen. Weiterhin gelten auch die Kosten für 
einen staatlich anerkannten Energieberater als Aufwendungen für energetische Maßnahmen. 
 
Anhebung der Pendlerpauschale und Mobilitätsprämie: Zur Entlastung der Pendler soll die Entfer-
nungspauschale ab dem 21. Kilometer um 5 auf 35 Cent angehoben werden. Alternativ dazu sollen 
geringverdienende Pendler, die innerhalb des Grundfreibetrags liegen, eine Mobilitätsprämie von 14 % 
dieser erhöhten Pauschale wählen können. 
Diese Regelungen sind befristet für die Zeit vom 1.1.2021 bis zum 31.12.2026. 
 
Absenkung der Mehrwertsteuer auf Bahntickets im Fernverkehr: Der Umsatzsteuersatz für Fahrkar-
ten im Fernverkehr soll ab 2020 von 19 % auf 7 % gesenkt werden. Diese Regelung gilt unbefristet. 
 
Hinweis: Parallel dazu hat der Bundestag das „Gesetz zur Änderung des Luftverkehrsteuergesetzes“ 
beschlossen. Damit soll die Luftverkehrsteuer ab dem 1.4.2020 für innereuropäische Flüge um 5,53 € 
auf 13,03 € steigen. Für mittlere Distanzen bis 6.000 Kilometer ist eine Erhöhung um 9,58 € auf 33,01 € 
vorgesehen. Für Fernflüge sollen künftig 59,43 € fällig werden (17,25 € mehr als bisher). Auch diesem 
Gesetz muss der Bundesrat noch zustimmen. 
 
9. Kaufprämie erhöht und verlängert 
 
Die Bundesregierung hat die Kaufprämie für Elektroautos (sog. Umweltbonus) erneut bis zum Jahr 
2025 verlängert und den Förderbetrag erhöht. 
 
 Danach soll die Kaufprämie für rein elektrische Fahrzeuge von 4.000 € auf 6.000 € und für Plug-In-

Hybride von 3.000 € auf 4.500 € bei einem maximalen Nettolistenpreis von 40.000 € steigen. 
Über einem Nettolistenpreis von 40.000 € bis maximal 65.000 € wird die Kaufprämie für rein elektri-
sche Fahrzeuge 5.000 € und für Plug-In-Hybride 3.750 € betragen. 
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Die Prämie wird weiterhin jeweils zur Hälfte von der Bundesregierung und von der Industrie finanziert. 

Darüber hinaus sollen künftig auch junge gebrauchte Elektrofahrzeuge, die weder als Firmenwagen 

noch als Dienstwagen des Ersterwerbers eine staatliche Förderung erhalten haben, bei der Zweitveräu-

ßerung eine Umweltprämie erhalten. 
 
Voraussetzung: Der ungeförderte Firmen- bzw. Dienstwagen muss zum Zeitpunkt des Weiterverkaufs 

mindestens vier und maximal acht Monate erstmals zugelassen sein und eine maximale Laufleistung 

von 8.000 km aufweisen. 
 
Hinweise: Die geänderte Förderrichtlinie bedarf noch einer beihilferechtlichen Prüfung durch die EU-
Kommission und soll am Tag nach ihrer Veröffentlichung im Bundesanzeiger in Kraft und am 
31.12.2025 außer Kraft treten. 
Für die Förderung sind ab dem Jahr 2020 Bundesmittel in Höhe von rund 2 Milliarden € vorgesehen. 
Die Förderung erfolgt bis zur vollständigen Auszahlung der Mittel, längstens bis 2025. 
Anträge sind ausschließlich online beim Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle (BAFA) zu 
stellen. Die Antragsbearbeitung erfolgt in der Reihenfolge des Eingangs der Anträge beim BAFA. 
 
10. Umsatzgrenze für die Istversteuerung 
 
Ebenfalls Ende letzten Jahres beschlossen wurde die Anhebung der Umsatzgrenze für die Beantragung 
der Inanspruchnahme der sog. Istversteuerung (Besteuerung nach vereinnahmtem Entgelt) bei der Um-
satzsteuer zum 1.1.2020. Sie steigt von 500.000 € auf 600.000 €. Damit wird ein Gleichlauf zur Um-
satzgrenze der originären Buchführungspflicht der Abgabenordnung (AO) hergestellt. 
  
Hinweis: Von der Neuregelung profitieren Unternehmen mit Umsätzen zwischen 500.001 € und 
600.000 €, die bislang aufgrund der umsatzsteuerlichen Verpflichtung zur Sollbesteuerung – also nach 
vereinbartem Entgelt – erhöhte Aufzeichnungspflichten befolgen mussten, obwohl sie nach den Rege-
lungen der AO eigentlich nicht zur Buchführung verpflichtet gewesen wären. 
 
11. Gesellschaftsrechtlich veranlasste Darlehensverluste 
 
Neu geregelt wurde auch die steuerliche Berücksichtigung von Darlehensverlusten eines GmbH-
Gesellschafters, der seiner GmbH, an der er mit mindestens 1 % beteiligt ist, ein Darlehen gewährt hat, 
welches später ausfällt. Danach ist der Darlehensverlust bei einem Verkauf oder bei einer Liquidation 
der GmbH-Beteiligung zu 60 % steuerlich abziehbar, wenn die Darlehensgewährung gesellschaftsrecht-
lich veranlasst war. Dies ist der Fall, wenn ein fremder Dritter das Darlehen unter gleichen Umständen 
nicht gewährt hätte. Eine gesellschaftsrechtliche Veranlassung kann auch später eintreten, wenn näm-
lich das Darlehen trotz Eintritts der finanziellen Krise bei der GmbH stehen gelassen wird und ein frem-
der Dritter das Darlehen unter gleichen Umständen zurückgefordert hätte. 
Diese Grundsätze gelten auch für die Übernahme einer Bürgschaft durch den GmbH-Gesellschafter für 
Verbindlichkeiten der GmbH, wenn der GmbH-Gesellschafter aus der Bürgschaft in Anspruch genom-
men wird. 
 
Hinweis: Die Neuregelung stellt im Wesentlichen die alte Rechtslage her, die bis zu einer Änderung der 
Rechtsprechung im Jahr 2017 galt. Sie ist grundsätzlich nach dem 31.7.2019 (an diesem Tag wurde das 
Gesetz von der Bundesregierung beschlossen) anzuwenden. Auf Antrag kann die Neuregelung auch 
rückwirkend angewendet werden. 
 
12. Grundsteuererlass bei Mietausfällen 
 
In Fällen wesentlicher Ertragsminderung (z. B. wegen Leerstands) kann ein Antrag auf Grundsteuerer-
lass gestellt werden. Hierbei ist in Bezug auf Mietausfälle des letzten Jahres die Ausschlussfrist des 
31.3.2020 zu beachten. Bis zu diesem Zeitpunkt muss der Antrag bei den Steuerämtern der Städte und  
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Gemeinden gestellt werden (in den Stadtstaaten sind die Finanzämter zuständig). 
Hinweis: Ein Steuererlass wird erst gewährt, wenn sich der Rohertrag um mehr als 50 % gemindert hat. 
Die Grundsteuer wird dann in Höhe von 25 % erlassen. 
Beträgt die Minderung des normalen Rohertrags 100 %, ist die Grundsteuer in Höhe von 50 % zu er-
lassen. Der Steuererlass setzt voraus, dass der etwaige Leerstand nicht vom Steuerpflichtigen zu vertre-
ten ist. Dies muss der Vermieter entsprechend nachweisen (z. B. durch eine Dokumentation seiner Ver-
mietungsbemühungen). 
 
13. Weitere Änderungen im Jahr 2020 
 
Grundfreibetrag steigt: Für Alleinstehende steigt der Grundfreibetrag von 9.168 € auf 9.408 €. Eine 
Steuerbelastung tritt somit erst ein, wenn ein Alleinstehender über ein zu versteuerndes Einkommen 
von mehr als 9.408 € verfügt. Bei Eheleuten verdoppelt sich der Betrag auf 18.816 €. Daneben wird 
auch die inflationsbedingte kalte Progression für alle Steuerzahler ausgeglichen. 
 
Kinderfreibeträge erhöht: Die Freibeträge für Kinder werden für das Jahr 2020 von derzeit 7.620 € auf 
7.812 € angehoben. Der Höchstbetrag für die steuerliche Berücksichtigung von Unterhaltsleistungen an 
andere unterhaltsberechtigte Personen erhöht sich – wie der Grundfreibetrag (s. o.) – auf 9.408 €. 
 
Änderungen für Eheleute: Ehegatten/Lebenspartner dürfen ab dem kommenden Jahr mehr als einmal 
im Kalenderjahr ihre Lohnsteuerklasse wechseln. Unabhängig vom Vorliegen besonderer Gründe kann 
damit unterjährig die Steuerlast im Rahmen der gesetzlichen Regelungen optimiert werden. 
 
Änderungen für Existenzgründer: Wer einen Betrieb eröffnet oder eine freiberufliche Tätigkeit aufge-
nommen hat, muss künftig innerhalb eines Monats von sich aus den sog. Fragebogen zur steuerlichen 
Erfassung mit Angaben zu den persönlichen Verhältnissen, zum Unternehmen und zu den zu erwarten-
den Einkünften bzw. Umsätzen an das Finanzamt übermitteln. Der ausgefüllte Fragebogen kann über 
das Elster-Online-Portal elektronisch übermittelt werden. Die bisherige individuelle Aufforderung 
durch die Finanzämter, die entsprechenden Angaben zu erklären, entfällt. 
 
14. Abzug von Erstausbildungskosten 
 
Dass Aufwendungen für eine erstmalige Berufsausbildung oder für ein Erststudium, das zugleich eine 
Erstausbildung vermittelt, nicht als Werbungskosten abgesetzt werden können, verstößt nicht gegen 
das Grundgesetz. Dies hat das Bundesverfassungsgericht (BVerfG) aktuell entschieden. 
 
Hintergrund: Nach dem Gesetz sind Aufwendungen für die erstmalige Berufsausbildung oder für ein 
Erststudium, das zugleich eine Erstausbildung vermittelt, nicht als Werbungskosten abziehbar. Statt-
dessen mindern sie lediglich als Sonderausgaben bis zur Höhe von 6.000 € das zu versteuernde Ein-
kommen in dem Jahr, in dem sie anfallen. 
Dagegen können Aufwendungen für weitere Ausbildungen und für Erstausbildungen, die im Rahmen 
eines Dienstverhältnisses stattfinden, wie andere Aufwendungen zur Erwerbung, Sicherung und Erhal-
tung der Einnahmen als Werbungskosten abzugsfähig sein, soweit sie beruflich veranlasst sind. 
 
Sachverhalt und Verfahrensgang: Die Kläger der sechs Ausgangsverfahren begehrten jeweils die An-
erkennung der Kosten für ihr Erststudium bzw. für ihre Pilotenausbildung als Werbungskosten. Der 
Bundesfinanzhof (BFH) hatte die Verfahren ausgesetzt und dem BVerfG die Frage zur Vorabentschei-
dung vorgelegt, ob die einschlägige Vorschrift des Einkommensteuergesetzes verfassungsgemäß ist. 
 
Entscheidung: Die Richter des BVerfG halten die Vorschrift für mit dem Grundgesetz vereinbar: 
 Zwar bewirkt die Norm u. a. eine Ungleichbehandlung von Erstausbildungskosten mit Aufwendungen 

für eine zweite oder weitere Ausbildung. 
 Die Ungleichbehandlung ist jedoch gerechtfertigt, da es für die Zuordnung der Aufwendungen für eine 

Erstausbildung zu den Sonderausgaben einleuchtende Gründe gibt. 
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 Nach Auffassung des Gesetzgebers gehört die Erstausbildung typischerweise zu den Grundvorausset-

zungen für die Lebensführung, weil sie Vorsorge für die persönliche Existenz bedeutet. Zudem dient 
sie dem Erwerb einer selbständigen und gesicherten Position im Leben. Daher werden diese Aufwen-
dungen ebenso wie Erziehungsaufwendungen und Aufwendungen für andere Grundbedürfnisse 
schwerpunktmäßig den Kosten der Lebensführung zugeordnet. 

 Diese Wertung ist nach Auffassung der Verfassungsrichter nicht zu beanstanden. Die Erstausbildung 
vermittelt nicht nur Berufswissen, sondern ist für die betreffende Person prägend. Sie weist damit eine 
besondere Nähe zur Persönlichkeitsentwicklung auf. 

 Auch bei einer stark auf einen bestimmten späteren Beruf ausgerichteten Erstausbildung wie der Aus-
bildung zum Berufspiloten liegt zumindest eine private Mitveranlassung vor. 

 Daher durfte der Gesetzgeber von gemischt veranlassten Aufwendungen ausgehen und diese systema-
tisch den Sonderausgaben zuordnen. 
 

15. Nachversteuerung des Familienheims bei Eigentumsaufgabe 
 
Die Erbschaftsteuerbefreiung für den Erwerb eines Familienheims durch den überlebenden Ehegatten 
oder Lebenspartner entfällt rückwirkend, wenn der Erwerber das Eigentum an dem Familienheim in-
nerhalb von zehn Jahren nach dem Erwerb auf einen Dritten überträgt. Das gilt auch dann, wenn er die 
Selbstnutzung zu Wohnzwecken aufgrund eines lebenslangen Nießbrauchs fortsetzt, wie der Bundesfi-
nanzhof (BFH) kürzlich entschieden hat. 
 
Hintergrund: Ein Familienheim, in dem sich der Mittelpunkt des Haushalts befindet, kann unter be-
stimmten Voraussetzungen an den Ehegatten steuerfrei vererbt werden. Die bisherige Selbstnutzung 
muss vom überlebenden Ehegatten allerdings innerhalb der nächsten zehn Jahre fortgesetzt werden, es 
sei denn, er ist aus zwingenden Gründen an einer „Selbstnutzung zu eigenen Wohnzwecken“ gehindert. 
Andernfalls fällt die Steuerbefreiung rückwirkend weg. 
 
Sachverhalt: Nach dem Tod ihres Ehemannes hatte die Klägerin das gemeinsam bewohnte Einfamili-
enhaus geerbt und war darin wohnen geblieben. Anderthalb Jahre nach dem Erbfall schenkte sie das 
Haus ihrer Tochter. Sie behielt sich einen lebenslangen Nießbrauch vor und zog nicht aus. Das Finanz-
amt machte aufgrund der Übertragung des Grundstücks auf die Tochter die Steuerbefreiung für den 
geerbten Miteigentumsanteil rückgängig. 
Entscheidung: Der Bundesfinanzhof (BFH) wies die hiergegen gerichtete Klage, ebenso wie die Vo-
rinstanz, ab: 
 Zwar war die Vererbung des hälftigen Miteigentumsanteils zunächst erbschaftsteuerfrei. Denn bei dem 

Einfamilienhaus handelte es sich um das Familienheim der Ehegatten, das steuerfrei vererbt werden 
kann. 

 Diese Erbschaftsteuerbefreiung ist jedoch rückwirkend weggefallen, weil die Klägerin das Eigentum 
an dem Einfamilienhaus auf ihre Tochter übertragen hat und die Zehn-Jahres-Frist noch nicht abgelau-
fen war. 

 Auch wenn im Gesetz lediglich davon die Rede ist, dass der Erbe das Familienheim grundsätzlich zehn 
Jahre weiter zu eigenen Wohnzwecken selbst nutzen muss, setzt dies dennoch das Eigentum des über-
lebenden Ehegatten an dem Objekt voraus. 

 Die sprachliche Formulierung „Selbstnutzung zu eigenen“ Wohnzwecken bringt zum Ausdruck, dass 
die Selbstnutzung in den eigenen Räumen erfolgen muss und damit auch, dass der Erbe Eigentümer 
bleiben muss. 

 Zudem wollte der Gesetzgeber die Substanz des begünstigten Immobilienvermögens erhalten, sodass 
nur das familiäre Wohnen als Eigentümer steuerlich begünstigt ist, nicht aber das Wohnen als Mieter 
oder Nießbraucher. Andernfalls könnte der Erbe das geerbte Familienheim sogleich weiterveräußern. 

 
Hinweis: Das Urteil macht deutlich, dass die Steuerbefreiung für das Familienheim restriktiv ausgelegt 
wird. Steuerlich schädlich wäre es auch, wenn der Vater sein Kind als Erbe des Familienheims einge-
setzt hätte und seiner Ehefrau einen lebenslangen Nießbrauch als Vermächtnis zugewendet hätte. Denn 
der das Familienheim nutzende Ehegatte wäre nicht Eigentümer, und das Kind würde das Familienheim 
nicht selbst nutzen. 
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16. E-Mails zum Transparenzregister 
 
Das Bundesfinanzministerium (BMF) warnt aktuell vor betrügerischen E-Mails zur Registrierung im 
Transparenzregister. In diesen E-Mails werden die Empfänger zu einer kostenpflichtigen Registration 
im Transparenzregister aufgefordert. Tatsächlich sind die Eintragungen kostenlos. 
Die E-Mails werden unter dem Namen „Organisation Transparenzregister e.V.“ verschickt. Die Emp-
fänger werden auf die Mitteilungspflicht an das Transparenzregister nach dem Geldwäschegesetz 
(GWG) hingewiesen und Bußgelder bei unterbleibender Registrierung angedroht. In den Mails wird der 
Eindruck erweckt, man müsse sich kostenpflichtig auf www.TransparenzregisterDeutschland.de regist-
rieren. 
Das BMF warnt ausdrücklich davor, auf solche oder ähnliche E-Mails zu reagieren, sich auf der oben 
genannten Internetseite zu registrieren oder Zahlungen zu leisten. Die offizielle Interseite des Transpa-
renzregisters im Sinne des GWG lautet www.transparenzregister.de. 
 
17. Aufbewahrungsfristen 
 
Nachstehend aufgeführte Buchführungsunterlagen können nach dem 31. Dezember 2019 vernichtet 

werden: 

 Aufzeichnungen aus 2009 und früher, 

 Inventare, die bis zum 31.12.2009 aufgestellt worden sind, 

 Bücher, in denen die letzte Eintragung im Jahre 2009 oder früher erfolgt ist, 

 Jahresabschlüsse, Eröffnungsbilanzen und Lageberichte, die 2009 oder früher aufgestellt worden 

sind, 

 Buchungsbelege aus dem Jahre 2009 oder früher, 

 Empfangene Handels- oder Geschäftsbriefe und Kopien der abgesandten Handels- oder Ge-

schäftsbriefe, die 2013 oder früher empfangen bzw. abgesandt wurden, 

 sonstige für die Besteuerung bedeutsame Unterlagen (z.B. Lohnkonten) aus dem Jahre 2013     

oder früher. 

 

Dabei sind die Fristen für die Steuerfestsetzungen zu beachten. Unterlagen dürfen nicht vernichtet 

werden, wenn sie von Bedeutung sind: 

 

 für eine begonnene Außenprüfung, 

 für anhängige steuerstraf- oder bußgeldrechtliche Ermittlungen, 

 für ein schwebendes oder auf Grund einer Außenprüfung zu erwartendes  

Rechtsbehelfsverfahren oder zur Begründung der Anträge an das Finanzamt und 

 bei vorläufigen Steuerfestsetzungen. 

 

Es ist darauf zu achten, dass auch die elektronisch erstellten Daten für 10 Jahre vorgehalten werden 

müssen. 

 

 

 
Braunschweig, den 02. März 2020     Christina Dietze 
         Bernd Wrede 
         Till-N. Hupe 


